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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als Vorsitzenden und die fachkundigen
Laienrichter Rebecca FIGL-GATTINGER und

Sascha ERNSZT als Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX

geb XXXX, VN XXXX , gegen den Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien Lembdckgasse vom 08.05.2026, betreffend
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag.
Gerhard HOLLERER als Vorsitzenden und die fachkundigen Laienrichter Rebecca FIGL-GATTINGER und , Sascha
ERNSZT als Beisitzer Uber die Beschwerde des romisch 40, geb rémisch 40, VN rémisch 40, gegen den Bescheid des
Arbeitsmarktservice Wien Lembdckgasse vom 08.05.2026, betreffend Ausschluss der aufschiebenden Wirkung, zu

Recht erkannt:
A)

Die Beschwerde zu Spruchpunkt B) wird gemal & 28 Abs. 1 und Abs. 2 iVm 8 13 Abs. 2 und Abs. 4
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) idgF als unbegriindet abgewiesen.Die Beschwerde zu Spruchpunkt B)
wird gemald Paragraph 28, Absatz eins und Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph 13, Absatz 2 und Absatz 4,

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) idgF als unbegrindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien Lembockgasse (in der Folge: ,belangte Behérde” genannt) vom
08.05.2026 wurde unter Spruchpunkt A) gemal3 8 49 AIVG idgF der Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld vom
07.04.2026 bis 05.05.2026 ausgesprochen.1. Mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien Lembdckgasse (in der Folge:
~belangte Behdrde” genannt) vom 08.05.2026 wurde unter Spruchpunkt A) gemaR Paragraph 49, AIVG idgF der Verlust
des Anspruches auf Arbeitslosengeld vom 07.04.2026 bis 05.05.2026 ausgesprochen.

Begrindend fiihrte die belangte Behdrde - nach Wiedergabe der gesetzlichen Bestimmungen - aus, dass der
Beschwerdefihrer den vorgeschriebenen Kontrollmeldetermin am 07.04.2026 nicht eingehalten und sich erst wieder

am 06.05.2026 bei der zustandigen regionalen Geschaftsstelle gemeldet habe.

Unter Spruchpunkt B) wurde gemaRR8§ 13 Abs. 2 VWGVG idgF die aufschiebende Wirkung der rechtzeitig eingebrachten
Beschwerde des Beschwerdefihrers vom 20.05.2026 gegen den Bescheid vom 08.05.2026 ausgeschlossen.Unter
Spruchpunkt B) wurde gemal? Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG idgF die aufschiebende Wirkung der rechtzeitig
eingebrachten Beschwerde des Beschwerdefuhrers vom 20.05.2026 gegen den Bescheid vom 08.05.2026

ausgeschlossen.

Begrindend fuhrte die belangte Behorde - nach Wiedergabe der gesetzlichen Bestimmungen - aus, dass die
Einhaltung einer Kontrolimeldung ein wesentliches Instrument der Arbeitsvermittlung sei und der raschen Integration
in den Arbeitsmarkt diene, weshalb diese grundsatzlich einmal wochentlich wahrzunehmen sei. Die im 6ffentlichen
Interesse gelegene rasche Arbeitsmarktintegration gestalte sich umso schwieriger, je langer der Arbeitslose der
Vermittlungstatigkeit des AMS fernbleibe, indem er vorgeschriebene Kontrollmeldungen ohne Vorliegen von triftigen
Granden nicht wahrnimmt.

Da im Zeitraum ab dem versdaumten Kontrollmeldetermin bis zur Wiedermeldung (bzw. neuerlichen Antragstellung)
der belangten Behorde die Beendigung der Arbeitslosigkeit durch Vermittlung einer zumutbaren Beschaftigung nicht
moglich gewesen sei, stiinde eine vorldufige Auszahlung der Leistung im Hinblick auf die von dem Beschwerdefiihrer


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/13

verursachte Verhinderung der Vermittlungs- und Betreuungsmoglichkeit in einem die Versichertengemeinschaft grob
belastenden Missverhaltnis. Eine aufschiebende Wirkung wirde den aus generalpraventiver Sicht im o6ffentlichen
Interesse gelegenen Normzweck, Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bei gleichzeitiger Verflgbarkeit fir die
Arbeitsvermittlung zu gewahren, unterlaufen.

Aus diesem Grund Uberwiege hier das offentliche Interesse gegeniber dem mit der Beschwerde verfolgten
Einzelinteresse. Die aufschiebende Wirkung der Beschwerde sei daher auszuschlief3en.

2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer, eingelangt bei der belangten Behdrde am 20.05.2026,
fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde und flhrte begrindend aus, dass er den Kontrolltermin nicht
wahrgenommen habe, da sein Sohn und er gleichzeitig krank gewesen seien. Aufgrund einer starken Grippe habe er
keinen Arzt aufsuchen kénnen. Dadurch habe er leider den Termin beim AMS vergessen und versaumt.

Es handle sich das erste Mal seit seiner Ankunft in Osterreich im Jahr 2016, dass er einen Termin versdumt habe. Am
06.05.2026 habe er ein Gesprach mit einer namentlich genannten Sozialarbeiterin von XXXX gehabt, die Kontakt mit
dem AMS aufgenommen habe. Er sei dann noch am selben Tag vor Ort gewesen, habe jedoch dennoch eine Sperre
erhalten.Es handle sich das erste Mal seit seiner Ankunft in Osterreich im Jahr 2016, dass er einen Termin versdumt
habe. Am 06.05.2026 habe er ein Gesprach mit einer namentlich genannten Sozialarbeiterin von rémisch 40 gehabt,
die Kontakt mit dem AMS aufgenommen habe. Er sei dann noch am selben Tag vor Ort gewesen, habe jedoch dennoch
eine Sperre erhalten.

Er befinde sich in einer schwierigen finanziellen Situation und kénne seine Miete sowie Strom- und Energiekosten nicht
bezahlen. Er versuche daher um Verstandnis und bitte um Aufhebung der Sperre.

3. Aufgrund der auch als Beschwerde auch gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gewerteten Eingabe
wurde die gegenstandliche Beschwerde gemal § 13 Abs. 4 VWGVG unter Anschluss der Akten des Verfahrens am
02.06.2026 ho. einlangend dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt. Es liegt eine Erklarung vor, dass
die belangte Behdérde von ihrem Recht, eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, Gebrauch zu machen
beabsichtige, wobei prima facie mit einer Abweisung der Beschwerde zu rechnen sei.3. Aufgrund der auch als
Beschwerde auch gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gewerteten Eingabe wurde die gegenstandliche
Beschwerde gemaR Paragraph 13, Absatz 4, VWGVG unter Anschluss der Akten des Verfahrens am 02.06.2026 ho.
einlangend dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt. Es liegt eine Erklarung vor, dass die belangte
Behdrde von ihrem Recht, eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, Gebrauch zu machen beabsichtige, wobei
prima facie mit einer Abweisung der Beschwerde zu rechnen sei.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (entscheidungswesentlicher Sachverhalt):

Die belangte Behorde und das BVwG haben die notwendigen Ermittlungen des maligeblichen Sachverhaltes
ausreichend durchgefihrt. Auf dieser Grundlage werden folgende Feststellungen getroffen und der gegenstandlichen
Entscheidung zu Grunde gelegt.

Der Beschwerdefiihrer stand seit 09.08.2024 mit Unterbrechungen im Bezug von Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung.  Zuletzt war er von 06.07.2025 bis 17.02.2026 beim Dienstgeber XXXX
vollversicherungspflichtig beschaftigt und stand seit 11.03.2026 aufgrund einer neu erworbenen Anwartschaft im
Bezug von Arbeitslosengeld. Seit 28.05.2026 ist er als Arbeiter beim Dienstgeber XXXX beschaftigt.Der
Beschwerdefiihrer stand seit 09.08.2024 mit Unterbrechungen im Bezug von Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung. Zuletzt war er von 06.07.2025 bis 17.02.2026 beim Dienstgeber romisch 40
vollversicherungspflichtig beschaftigt und stand seit 11.03.2026 aufgrund einer neu erworbenen Anwartschaft im
Bezug von Arbeitslosengeld. Seit 28.05.2026 ist er als Arbeiter beim Dienstgeber romisch 40 beschaftigt.

Unter Spruchpunkt A) des Bescheides der belangten Behdrde vom 08.05.2026 wurde dem Beschwerdefihrer gemal3 &
49 AIVG idgF der Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld vom 07.04.2026 bis 05.05.2026 ausgesprochen.
Nachsicht wurde nicht erteilt.Unter Spruchpunkt A) des Bescheides der belangten Behdrde vom 08.05.2026 wurde
dem Beschwerdefihrer gemaR Paragraph 49, AIVG idgF der Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld vom
07.04.2026 bis 05.05.2026 ausgesprochen. Nachsicht wurde nicht erteilt.

Unter Spruchpunkt B) des Bescheides vom 08.05.2026 wurde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen den
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Bescheid vom 08.05.2026 gemald § 13 Abs. 2 VWGVG idgF ausgeschlossen.Unter Spruchpunkt B) des Bescheides vom
08.05.2026 wurde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen den Bescheid vom 08.05.2026 gemal
Paragraph 13, Absatz 2, VwGVG idgF ausgeschlossen.

Mit Schreiben vom 20.05.2026 erhob der Beschwerdefuhrer gegen den Bescheid vom 08.05.2026 fristgerecht
Beschwerde. Im Rahmen der Beschwerde vom 20.05.2026 wurde auch der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
durch den Bescheid vom 08.05.2026 bekampft.

Aufgrund der Beschwerde vom 20.05.2026 gegen den Bescheid vom 08.05.2026 wurde der Verwaltungsakt gemaf3§ 13
Abs. 4 VwWGVG dem Bundesverwaltungsgericht vorgelegt. Dieser langte am 02.06.2026 beim Bundesverwaltungsgericht
ein. Aufgrund der Beschwerde vom 20.05.2026 gegen den Bescheid vom 08.05.2026 wurde der Verwaltungsakt gemaf}
Paragraph 13, Absatz 4, VwWGVG dem Bundesverwaltungsgericht vorgelegt. Dieser langte am 02.06.2026 beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

2. Beweiswirdigung:

Der unter |. angefihrte Verfahrensgang und der entscheidungswesentliche Sachverhalt ergeben sich aus dem
diesbezuglich unbedenklichen und unzweifelhaften Akteninhalt und dem vorgelegten Verfahrensakt der belangten
Behorde. Der unter romisch eins. angefuhrte Verfahrensgang und der entscheidungswesentliche Sachverhalt ergeben
sich aus dem diesbezlglich unbedenklichen und unzweifelhaften Akteninhalt und dem vorgelegten Verfahrensakt der
belangten Behorde.

Mit den beiden Erkenntnissen vom 07.09.2017 (Ra 2017/08/0081 sowie Ra 2017/08/0065) hat der
Verwaltungsgerichtshof festgestellt, dass auch tUber Beschwerden gegen Bescheide der regionalen Geschaftsstelle des
AMS, mit denen die aufschiebende Wirkung ausgeschlossen wurde, gemal3 § 56 Abs. 2 AIVG durch einen Senat zu
entscheiden ist (Entscheidungsgriinde siehe auch § 43 Abs. 2 VwGG).Mit den beiden Erkenntnissen vom 07.09.2017 (Ra
2017/08/0081 sowie Ra 2017/08/0065) hat der Verwaltungsgerichtshof festgestellt, dass auch Uber Beschwerden gegen
Bescheide der regionalen Geschéftsstelle des AMS, mit denen die aufschiebende Wirkung ausgeschlossen wurde,
gemal Paragraph 56, Absatz 2, AIVG durch einen Senat zu entscheiden ist (Entscheidungsgrinde siehe auch
Paragraph 43, Absatz 2, VWGG).

Laut vorgelegten Verfahrensakten liegt bei dem Beschwerdefiihrer eine Verhinderung der Vermittlungs- und
Betreuungsmoglichkeit vor, welche durch die von ihm eingestandene Versdaumnis des Kontrollmeldetermins am
07.04.2026 bestatigt ist. Dabei ist zwar anzumerken, dass eine Erkrankung im Allgemeinen geeignet sein kann, ein
Fernbleiben von einem Kontrollmeldetermin zu entschuldigen, doch hat selbst bei Vorliegen eines triftigen Grundes
auch nach Wegfall des Hinderungsgrundes unverziglich bzw. spatestens binnen einer Woche eine Vorsprache in der
regionalen Geschaftsstelle zu erfolgen. Dass der Beschwerdefihrer innerhalb dieser Frist Vorsprache gehalten hatte,

ist jedoch nicht ersichtlich und wurde von ihm auch nicht vorgebracht.
3. Rechtliche Beurteilung:
Anzuwendendes Recht:

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehdérde wegen Rechtswidrigkeit. 8 56 Abs. 2 AIVG normiert die Zustadndigkeit des
Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschéftsstelle des
Arbeitsmarktservice.Gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber
Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit. Paragraph 56, Absatz 2, AIVG
normiert die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung Uber Beschwerden gegen Bescheide
einer Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Die entsprechende Anordnung einer
Senatszustandigkeit enthalt 8 56 Abs. 2 AIVG, wonach das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen
Bescheide einer Geschaftsstelle durch einen Senat entscheidet, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren, je einer
aus dem Kreis der Arbeitgeber und einer aus dem Kreis der Arbeitnehmer. GemaR Paragraph 6, BYwGG entscheidet
das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung
durch Senate vorgesehen ist. Die entsprechende Anordnung einer Senatszustandigkeit enthalt Paragraph 56, Absatz 2,
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AIVG, wonach das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle durch einen
Senat entscheidet, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und einer
aus dem Kreis der Arbeitnehmer.

GemalR § 7 BVWGG bestehen die Senate aus einem Mitglied als Vorsitzendem und zwei weiteren Mitgliedern als
Beisitzern. Ist in Materiengesetzen die Mitwirkung fachkundiger Laienrichter an der Rechtsprechung vorgesehen, sind
diese anstelle der Mitglieder nach Mal3gabe der Geschaftsverteilung als Beisitzer heranzuziehen. Gemal3 Paragraph 7,
BVWGG bestehen die Senate aus einem Mitglied als Vorsitzendem und zwei weiteren Mitgliedern als Beisitzern. Ist in
Materiengesetzen die Mitwirkung fachkundiger Laienrichter an der Rechtsprechung vorgesehen, sind diese anstelle
der Mitglieder nach MaRgabe der Geschéaftsverteilung als Beisitzer heranzuziehen.

In der gegenstandlichen Rechtssache obliegt somit die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden
Geschaftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Senat.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwWGVG geregelt (8 1
leg.cit.). Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG
geregelt (Paragraph eins, leg.cit.).

Gemall § 9 Abs. 2 Z 1 VWGVG ist belangte Behdrde in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behdrde, die den
angefochtenen Bescheid erlassen hat - vorliegend sohin das AMS.Gemal3 Paragraph 9, Absatz 2, Ziffer eins, VWGVG ist
belangte Behdrde in den Fallen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG jene Behdorde, die den angefochtenen
Bescheid erlassen hat - vorliegend sohin das AMS.

Gemal § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

§ 27 VWGVG legt den Prifungsumfang fest und beschrankt diesen insoweit, als das Verwaltungsgericht (bei
Bescheidbeschwerden) prinzipiell (Ausnahme: Unzustandigkeit der Behdrde) an das Beschwerdevorbringen gebunden
ist (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anm. 1 zu § 27 VWGVG). Konkret normiert
die zitierte Bestimmung: ,Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene AuslUbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9
Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung tber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.”
Paragraph 27, VWGVG legt den Prifungsumfang fest und beschrankt diesen insoweit, als das Verwaltungsgericht (bei
Bescheidbeschwerden) prinzipiell (Ausnahme: Unzustandigkeit der Behdrde) an das Beschwerdevorbringen gebunden
ist vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anmerkung 1 zu Paragraph 27,
VWGVG). Konkret normiert die zitierte Bestimmung: ,Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen
Unzustandigkeit der Behorde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung
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unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der
Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung
(Paragraph 9, Absatz 3,) zu Uberprufen.”

Die zentrale Regelung zur Frage der Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte bildet

§ 28 VWGVG. Die vorliegend relevanten Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung lauten wie folgtDie zentrale Regelung zur
Frage der Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte bildet , Paragraph 28, VwWGVG. Die vorliegend relevanten Absatz
eins und 2 dieser Bestimmung lauten wie folgt:

.8 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn(2) Uber Beschwerden gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht
dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der maligebliche Sachverhalt feststeht oder
2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im
Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist".

Gegenstandlich steht der mafRgebliche Sachverhalt im Sinne von§ 28 Abs. 2 Z 1 VwWGVG fest (vgl. zuvor Punkt 11.1.). Das
Bundesverwaltungsgericht hat folglich in der Sache selbst zu entscheiden.Gegenstandlich steht der mal3gebliche
Sachverhalt im Sinne von Paragraph 28, Absatz 2, Ziffer eins, VWGVG fest vergleiche zuvor Punkt rémisch zwei.1.). Das
Bundesverwaltungsgericht hat folglich in der Sache selbst zu entscheiden.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

GemalR § 13 Abs. 2 VWGVG kann die Behorde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde ausschlieRen, wenn nach
Abwagung der berUhrten o6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheides oder die Austbung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung
wegen periculum in mora dringend geboten ist. Gemal3 Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG kann die Behdrde die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde ausschlieen, wenn nach Abwagung der berihrten 6ffentlichen Interessen
und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Ausiibung der durch
den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen periculum in mora dringend geboten ist.

Nach § 13 Abs. 4 VWGVG hat die Behorde die Beschwerde gegen einen Bescheid gemaR Abs. 2 - sofern sie nicht als
verspatet oder unzuldssig zurtckzuweisen ist - dem Verwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens
unverzuglich vorzulegen.Nach Paragraph 13, Absatz 4, VWGVG hat die Behérde die Beschwerde gegen einen Bescheid
gemal Absatz 2, - sofern sie nicht als verspatet oder unzuldssig zuriickzuweisen ist - dem Verwaltungsgericht unter
Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen.

Das Verwaltungsgericht hat Uber eine Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung unverziiglich,
also ohne unnétigen Aufschub und ohne schuldhaftes Zégern zu entscheiden (VwGH 10.10.2014, Ro 2014/02/0020).

Das Verwaltungsgericht hat tber eine Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ohne weiteres
Verfahren, also ohne Setzung der sonst Ublichen Verfahrensschritte (wie Gewadhrung von Parteiengehor oder
Durchfuihrung einer Verhandlung) zu entscheiden (VwGH 01.09.2014, Ra 2014/03/0028).

Im Rahmen der vorzunehmenden Interessensabwagung sind die Interessen des Beschwerdefiihrers am Erfolg seines
Rechtsmittels gegen die berUhrten 6ffentlichen Interessen und allfallige Interessen anderer Parteien abzuwdgen. Es ist
als erster Schritt zu prifen, ob ein Uberwiegen der beriihrten 6ffentlichen oder der Interessen anderer Parteien
gegenUber den Interessen des Beschwerdefiihrers vorliegt.

Uberwiegen die beriihrten 6ffentlichen Interessen oder die Interessen anderer Parteien, so muss in einem zweiten
Schritt geprift werden, ob der vorzeitige Vollzug wegen periculum in mora dringend geboten ist.

Was die Voraussetzungen fiir den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach
§ 13 Abs. 2 VWGVG anbelangt, entsprechen diese grof3teils jenen, die§ 64 Abs. 2 AVG normiert (vgl. Lehhofer, Die
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aufschiebende Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, OJZ 2014, S. 5 ff.). Auch die Erlduterungen zur
Regierungsvorlage weisen darauf hin, dass

8 13 VWGVG weitgehend der Bestimmung des8 64 AVG nachgebildet wurde (RV 2009 BIgNR 24. GP). Wie auch dem
Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom 01.09.2014, ZI. 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit ohne
weiteres auf die bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurlckgegriffen werden, um die
RechtmaRigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu
Uberprifen.Was die Voraussetzungen fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach , Paragraph 13, Absatz 2,
VWGVG anbelangt, entsprechen diese groRteils jenen, die Paragraph 64, Absatz 2, AVG normiert vergleiche Lehhofer,
Die aufschiebende Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, OJZ 2014, S. 5 ff.). Auch die Erlduterungen zur
Regierungsvorlage weisen darauf hin, dass , Paragraph 13, VWGVG weitgehend der Bestimmung des Paragraph 64,
AVG nachgebildet wurde Regierungsvorlage 2009 BIgNR 24. Gesetzgebungsperiode Wie auch dem Beschluss des
Verwaltungsgerichtshofes vom 01.09.2014, ZI. 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit ohne weiteres auf die
bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurickgegriffen werden, um die RechtmaRigkeit des
Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu Uberprifen.

Dementsprechend genlgt es fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Berufung nicht, dass ein Interesse
einer Partei oder des &ffentlichen Wohles an der vorzeitigen Vollstreckung des Bescheides besteht, sondern es muss
dartber hinaus noch die Umsetzung des Bescheides in die Wirklichkeit wegen periculum in mora dringend geboten
sein (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu § 64 Rz 31). Dementsprechend genigt es fir den Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung der Berufung nicht, dass ein Interesse einer Partei oder des offentlichen Wohles an der vorzeitigen
Vollstreckung des Bescheides besteht, sondern es muss dartber hinaus noch die Umsetzung des Bescheides in die
Wirklichkeit wegen periculum in mora dringend geboten sein (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu Paragraph 64, Rz 31).

Die Annahme, dass periculum in mora vorliegt, bedingt eine sachverhaltsbezogene fachliche Beurteilung durch die
Behorde (Eder/Martschin/Schmid, Verwaltungsgerichte, K10 f. zu § 13 VWGVG mH auf die Erkenntnisse des VWGH vom
24.05.2002, ZI.2002/18/0001, und vom 22.03.1988, ZI.87/07/0108). Die Gefahr muss konkret bestehen
(Hengstschlager/Leeb, AVG zu § 64 Rz 31).Die Annahme, dass periculum in mora vorliegt, bedingt eine
sachverhaltsbezogene fachliche Beurteilung durch die Behérde (Eder/Martschin/Schmid, Verwaltungsgerichte, K10 f.
zu Paragraph 13, VWGVG mH auf die Erkenntnisse des VwGH vom 24.05.2002, ZI. 2002/18/0001, und vom 22.03.1988,
ZI. 87/07/0108). Die Gefahr muss konkret bestehen (Hengstschlager/Leeb, AVG zu Paragraph 64, Rz 31).

Periculum in mora bedeutet, dass den berlhrten 6ffentlichen Interessen oder den Interessen einer anderen Partei (als
dem Beschwerdefiihrer) ein derart gravierender Nachteil droht, dass die vorzeitige Vollstreckung des Bescheides
dringend geboten ist (VWGH 24.5.2002, 2002/17/0001).

(vgl. auch Eder/Martschin/Schmid Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Verlag NVW, 2. lberarbeitete Auflage 2017;
K1, K12, K18, K19, E10, zu § 13 VwGVG)vergleiche auch Eder/Martschin/Schmid Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz,
Verlag NVW, 2. Uberarbeitete Auflage 2017; K1, K12, K18, K19, E10, zu Paragraph 13, VWGVG)

SchlieBlich hat auch der Verwaltungsgerichtshof bereits im obzit. Beschluss vom 01.09.2014, ZI. Ra 2014/03/0028, im
Zusammenhang mit einer Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gemaR § 13 Abs. 2 VWGVG
klargestellt, dass die Entscheidung tber Zuerkennung bzw. Aberkennung der aufschiebenden Wirkung jedenfalls das
Ergebnis einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwagung ist.SchlieBlich hat auch der Verwaltungsgerichtshof
bereits im obzit. Beschluss vom 01.09.2014, ZI. Ra 2014/03/0028, im Zusammenhang mit einer Beschwerde gegen den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gemaR Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG klargestellt, dass die Entscheidung
Uber Zuerkennung bzw. Aberkennung der aufschiebenden Wirkung jedenfalls das Ergebnis einer im Einzelfall
vorzunehmenden Interessenabwagung ist.

Die vorliegende Beschwerde ist als rechtzeitig und zulassig zu beurteilen.
Prifung relevanter Interessen:

Nach standiger Judikatur des Verfassungsgerichtshofes muissen gemdafl dem rechtstaatlichen Prinzip alle Akte
staatlicher Organe im Gesetz und mittelbar in der Verfassung begriindet sein. Unter dem Aspekt des rechtsstaatlichen
Prinzips geht es nicht an, den Rechtsschutzsuchenden generell einseitig mit allen Folgen einer potenziell
rechtswidrigen behérdlichen Entscheidung so lange zu belasten, bis sein Rechtschutzgesuch endgultig erledigt ist. Dem
Grundsatz der faktischen Effizienz eines Rechtsbehelfes kommt der Vorrang zu. Deren Einschrankung ist nur aus
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sachlich gebotenen triftigen Grinden zulassig.

In diesem Gesamtzusammenhang ist nicht jegliches ¢ffentliche Interesse relevant. Das 6ffentliche Interesse an der
Einhaltung der Gesetze etwa genlgt nicht. Es muss sich um besonderes 6ffentliches Interesse handeln, aus dem
wegen der besonderen triftigen Grinde des konkreten Falls die vorzeitige Vollstreckung der angefochtenen
Entscheidung sachlich geboten ist (vgl. Hengstschldger/Leeb, AVG, Verlag Manz, RZ 29 zu 8 64 AVG, welcher der hier zu
beurteilenden Bestimmung insoweit gleichgelagert ist).In diesem Gesamtzusammenhang ist nicht jegliches 6ffentliche
Interesse relevant. Das o¢ffentliche Interesse an der Einhaltung der Gesetze etwa gentgt nicht. Es muss sich um
besonderes 6ffentliches Interesse handeln, aus dem wegen der besonderen triftigen Grinde des konkreten Falls die
vorzeitige Vollstreckung der angefochtenen Entscheidung sachlich geboten ist vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG,

Verlag Manz, RZ 29 zu Paragraph 64, AVG, welcher der hier zu beurteilenden Bestimmung insoweit gleichgelagert ist).

In seinem Erkenntnis vom 02.12.2014, G 74/2014 hat der Verfassungsgerichtshof § 56 Abs. 3 AIVG idfBGBI | Nr 71/2013
(der einen grundsatzlichen Ausschluss der aufschiebenden Wirkung und die Mdglichkeit einer Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung durch das Verwaltungsgericht nach Prifung der Erfolgsaussichten der Beschwerde sowie
einer Prognose Uber die Einbringlichkeit allfélliger Ruckforderungen vorgesehen hatte) als verfassungswidrig
aufgehoben. Im Rahmen der Begriindung hat der Verfassungsgerichtshof ausgefuhrt, die genannte Bestimmung habe
erkennen lassen, dass der Gesetzgeber das Interesse der Versichertengemeinschaft und die Einbringlichkeit von
(vermeintlich) zu Unrecht gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten - ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige
Entscheidung im Fall der Bekampfung eines Bescheides - besonders stark gewichtet hat. Der Verfassungsgerichtshof
selbst hat diese Gesichtspunkte flr sich genommen, als erheblich beurteilt (hat jedoch insbesondere kritisiert, dass es
die genannte Bestimmung nicht zugelassen habe, die Interessen der Versichertengemeinschaft mit den Interessen
anderer Verfahrensparteien abzuwdagen). (vgl. Eder/Martschin/Schmid Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Verlag
NVW, 2. Uberarbeitete Auflage 2017; E11 zu 8 13 VWGVG).In seinem Erkenntnis vom 02.12.2014, G 74 aus 2014, hat der
Verfassungsgerichtshof Paragraph 56, Absatz 3, AIVG idf Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 71 aus 2013, (der einen
grundsatzlichen Ausschluss der aufschiebenden Wirkung und die Moglichkeit einer Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung durch das Verwaltungsgericht nach Prifung der Erfolgsaussichten der Beschwerde sowie einer Prognose Uber
die Einbringlichkeit allfélliger Ruckforderungen vorgesehen hatte) als verfassungswidrig aufgehoben. Im Rahmen der
Begrindung hat der Verfassungsgerichtshof ausgefiihrt, die genannte Bestimmung habe erkennen lassen, dass der
Gesetzgeber das Interesse der Versichertengemeinschaft und die Einbringlichkeit von (vermeintlich) zu Unrecht
gewahrten Leistungen an den einzelnen Versicherten - ohne Zuwarten auf eine rechtskraftige Entscheidung im Fall der
Bekampfung eines Bescheides -besonders stark gewichtet hat. Der Verfassungsgerichtshof selbst hat diese
Gesichtspunkte fur sich genommen, als erheblich beurteilt (hat jedoch insbesondere kritisiert, dass es die genannte
Bestimmung nicht zugelassen habe, die Interessen der Versichertengemeinschaft mit den Interessen anderer
Verfahrensparteien abzuwagen). vergleiche Eder/Martschin/Schmid Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Verlag NVW,
2. Uberarbeitete Auflage 2017; E11 zu Paragraph 13, VWGVG).

§ 13 Abs 2 VWGVG fordert eine Interessensabwagung im eben genannten Sinn.Paragraph 13, Absatz 2, VwGVG fordert
eine Interessensabwagung im eben genannten Sinn.

Die belangte Behorde begrindete den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nachvollziehbar damit, dass die
aufschiebende Wirkung der Beschwerde aus generalpraventiven Griinden den im &ffentlichen Interesse gelegenen
Normzweck unterlaufen wirde und der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung dem gerechtfertigten Ziel der
Verhinderung der missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung diene. Die
belangte Behdrde argumentiert schllssig, dass nach Prifung der Verfahrensunterlagen festgestellt wurde, dass bei
dem Beschwerdefiihrer, geboren am XXXX eine von ihm verursachte Verhinderung der Vermittlungs- und
Betreuungsmoglichkeit vorliegt, die von ihm auch eingestanden wurde.Die belangte Behdrde begrindete den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nachvollziehbar damit, dass die aufschiebende Wirkung der Beschwerde aus
generalpraventiven Grinden den im offentlichen Interesse gelegenen Normzweck unterlaufen wirde und der
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der missbrauchlichen
Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung diene. Die belangte Behdrde argumentiert schlissig,
dass nach Prufung der Verfahrensunterlagen festgestellt wurde, dass bei dem Beschwerdefuhrer, geboren am rémisch
40 eine von ihm verursachte Verhinderung der Vermittlungs- und Betreuungsmaoglichkeit vorliegt, die von ihm auch
eingestanden wurde.
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Es steht somit ein relevantes offentliches Interesse einem relevanten Interesse der beschwerdefihrenden Partei

gegenuUber.

Wie bereits angefuhrt, reicht es fir den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung jedoch nicht aus, wenn ein Interesse
einer Partei oder des offentlichen Wohles an der vorzeitigen Vollstreckung besteht. Vielmehr muss dartber hinaus
noch die Umsetzung des Bescheides in der Wirklichkeit wegen periculum in mora dringend geboten sein.

Prifung von periculum in mora:

Wahrend der vom Verfassungsgerichtshof in Prifung gezogene § 56 Abs 3 AIVG idfBGBI | Nr 71/2013 das Erfordernis
von periculum in mora nicht thematisiert hatte, fordert 8 13 Abs 2 VwGVG ausdrucklich und zusatzlich zum Bestehen
eines relevanten Interesses im oben dargelegten Sinn das Bestehen von periculum in mora: Wahrend der vom
Verfassungsgerichtshof in Prifung gezogene Paragraph 56, Absatz 3, AIVG idf Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 71 aus
2013, das Erfordernis von periculum in mora nicht thematisiert hatte, fordert Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG
ausdrucklich und zusatzlich zum Bestehen eines relevanten Interesses im oben dargelegten Sinn das Bestehen von

periculum in mora:

Zufolge 8 13 Abs 2 VwWGVG genugt es fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels nicht, dass
ein relevantes Interesse einer Partei oder des 6ffentlichen Wohles an der vorzeitigen Umsetzung der angefochtenen
Entscheidung besteht. Das genannte Interesse muss wegen periculum in mora dringend geboten sein: Bei Aufschub
der Vollstreckung der angefochtenen Entscheidung muss ein erheblicher Nachteil fur die Partei oder ein gravierender
Nachteil fur das 6ffentliche Wohl drohen. Die Gefahr des gravierenden Nachteils muss fir den Fall des Zuwartens
konkret bestehen. Ein konkretes Beispiel der héchstgerichtlichen Anerkennung von periculum in mora: Entzug der
Lenkerberechtigung mangels Verkehrszuverlassigkeit (vgl. Hengstschlager/Leeb, AVG, Verlag Manz, RZ 31 zu 8 64 AVG,
welcher der hier zu beurteilenden Bestimmung insoweit gleichgelagert ist). Zufolge Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG
genugt es fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels nicht, dass ein relevantes Interesse
einer Partei oder des 6ffentlichen Wohles an der vorzeitigen Umsetzung der angefochtenen Entscheidung besteht. Das
genannte Interesse muss wegen periculum in mora dringend geboten sein: Bei Aufschub der Vollstreckung der
angefochtenen Entscheidung muss ein erheblicher Nachteil fir die Partei oder ein gravierender Nachteil fur das
offentliche Wohl drohen. Die Gefahr des gravierenden Nachteils muss fur den Fall des Zuwartens konkret bestehen.
Ein konkretes Beispiel der hochstgerichtlichen Anerkennung von periculum in mora: Entzug der Lenkerberechtigung
mangels Verkehrszuverldssigkeit vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG, Verlag Manz, RZ 31 zu Paragraph 64, AVG,
welcher der hier zu beurteilenden Bestimmung insoweit gleichgelagert ist).

Die Annahme von periculum in mora impliziert also die Annahme, dass ein konkreter erheblicher und nicht wieder gut
zu machender Schaden drohen wirde und dass die Vermeidung dieser Gefahr rasches Handeln erfordern wirde.

Die belangte Behdrde hat das Interesse der Versichertengemeinschaft an einer MalBnahme zur Generalpravention mit
dem Ziel der Verhinderung missbrauchlicher Inanspruchnahme von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung ins
Treffen gefuhrt. Die unstrittige Verhinderung der Vermittlungs- und Betreuungsmoglichkeit 1asst eine Gewahrung der
aufschiebenden Wirkung nicht zu. Daher Uberwiegt das Offentliche Interesse gegenliber dem mit der Beschwerde
verfolgten Einzelinteresse.

Im gegenstandlichen Kontext ist zu berucksichtigen, dass das Verwaltungsgericht gemaR § 13 Abs. 4 letzter Satz
VWGVG - was die Frage der Zulassigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung anbelangt - ,ohne weiteres
Verfahren” unverziglich zu entscheiden hat (vgl. dazu Dunser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behérde, ZUV
2013, 12 ff.). Das bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen
Ublichen Verfahrensschritte (Gber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann (vgl.
Eder/Martschin/Schmid, K17 zu § 13 VWGVG). ,Unverziglich” und ,,ohne weiteres Verfahren” bedeutet wohl, ohne jede
Moglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Anm. 8 zu § 13).Im
gegenstandlichen Kontext ist zu bertcksichtigen, dass das Verwaltungsgericht gemall Paragraph 13, Absatz 4, letzter
Satz VWGVG - was die Frage der Zulassigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung anbelangt - ,ohne
weiteres Verfahren” unverziglich zu entscheiden hat vergleiche dazu Dinser, Beschwerde und Vorverfahren bei der
Behorde, ZUV 2013, 12 ff.). Das bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung
der sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann vergleiche
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Eder/Martschin/Schmid, K17 zu Paragraph 13, VWGVG). ,Unverzuglich” und ,ohne weiteres Verfahren” bedeutet wohl,
ohne jede Mdoglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Anmerkung 8
zu Paragraph 13,).

Insofern verbietet sich im vorliegenden Fall auch die Durchfuhrung erganzender Ermittlungen, inwieweit im
vorliegenden Fall tatsachlich eine konkrete periculum in mora zur Abwehr eines drohenden Nachteils besteht.

Nach Mal3gabe des vorliegenden Sachverhaltes vermag das Bundesverwaltungsgericht jedoch davon auszugehen, dass
der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides wegen periculum in mora dringend geboten ist, zumal sich
hierfir auch aus dem Ubermittelten Verwaltungsakt Anhaltspunkte ergeben.

Aus dem vorliegenden Sachverhalt ist abzuleiten, dass im konkreten Fall (und nur dieser konkrete Fall bildet den
Gegenstand der hier zu treffenden Entscheidung) aus dem Eintritt der aufschiebenden Wirkung eine konkrete Gefahr
far die 6ffentliche Ordnung, Ruhe und Sicherheit ausgehen wurde. Periculum in mora iSd 8 13 Abs 2 VWGVG ist im
vorliegenden Fall daher gegeben. Der vorliegende Fall rechtfertigt eine Einschrankung des rechtsstaatlich gebotenen
Grundsatzes der faktischen Effizienz eines erhobenen Rechtsmittels.Aus dem vorliegenden Sachverhalt ist abzuleiten,
dass im konkreten Fall (und nur dieser konkrete Fall bildet den Gegenstand der hier zu treffenden Entscheidung) aus
dem Eintritt der aufschiebenden Wirkung eine konkrete Gefahr fir die 6ffentliche Ordnung, Ruhe und Sicherheit
ausgehen wirde. Periculum in mora iSd Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG ist im vorliegenden Fall daher gegeben. Der
vorliegende Fall rechtfertigt eine Einschrankung des rechtsstaatlich gebotenen Grundsatzes der faktischen Effizienz
eines erhobenen Rechtsmittels.

Ergebnis:

Aufgrund des Bestehens von periculum in mora war im vorliegenden Fall jedenfalls (also selbst ohne Annahme einer
starkeren Gewichtung des oOffentlichen Interesses gegenlber dem privaten Interesse des Beschwerdeflihrers) der
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung auszusprechen.

Gegenstandlich fuhrt der Beschwerdeflihrer zudem lediglich aus, sich in einer finanziell schwierigen Lage zu befinden
und seine Kosten fir Miete und Energie nicht begleichen zu kdnnen. Hierbei handelt es sich jedoch einerseits um
Ausgabenposten, die regelmaRig von Arbeitslosen mit ihren Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung zu
begleichen sind, sodass nicht davon auszugehen ist, dass es sich dabei um einen besonderen Nachteil wirtschaftlicher,
finanzieller oder rechtlicher Natur handelt, weshalb eine Interessenabwagung nicht vorgenommen werden konnte und
eine weitere Auseinandersetzung mit der von §8 13 Abs. 2 VwWGVG geforderten Interessenabwagung entfallen kann.
Gegenstandlich fuhrt der Beschwerdefiihrer zudem lediglich aus, sich in einer finanziell schwierigen Lage zu befinden
und seine Kosten fir Miete und Energie nicht begleichen zu kdnnen. Hierbei handelt es sich jedoch einerseits um
Ausgabenposten, die regelmdRig von Arbeitslosen mit ihren Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung zu
begleichen sind, sodass nicht davon auszugehen ist, dass es sich dabei um einen besonderen Nachteil wirtschaftlicher,
finanzieller oder rechtlicher Natur handelt, weshalb eine Interessenabwagung nicht vorgenommen werden konnte und
eine weitere Auseinandersetzung mit der von Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG geforderten Interessenabwagung
entfallen kann.

BloR erganzend sei angemerkt, dass andererseits gerade der Umstand, dass der BeschwerdefUhrer diesfalls seine
laufenden Ausgaben nicht begleichen kdnnte, ja gerade den von der belangten Behoérde zutreffend gezogenen Schluss,
dass bei Gewahrung der aufschiebenden Wirkung die Einbringlichkeit im Falle einer - im Rahmen einer vorlaufigen
Prognose ex ante nicht unwahrscheinlich erscheinenden - endgliltigen Ruckforderung gefahrdet ware, untermauert.
SchlieBlich ist nicht ersichtlich, wie der Beschwerdeflihrer eine etwaige Ruckforderung begleichen kénnte, wenn eine
vorlaufig gewahrte Leistung der Abdeckung laufender Ausgaben dienen soll.

Die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ist daher als unbegriindet abzuweisen.
Keine Vorwegnahme der Entscheidung tber die Hauptsache:

Das Bundesverwaltungsgericht weist ausdricklich darauf hin, dass mit dem gegenstandlichen Erkenntnis eine
Entscheidung in der Hauptsache nicht vorweg genommen wird und die Entscheidung tber den bekdmpften Bescheid
vom 08.05.2026 zu Spruchpunkt A) zu einem spateren Zeitpunkt gesondert erfolgt.

Die vorliegende Entscheidung beschrankt sich auf die Frage der aufschiebenden Wirkung, welche im Spruchpunkt B)
des bekampften Bescheides ausgesprochen wurde.
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Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage sttitzen. Die maf3gebliche Rechtsprechung wurde bei
den Erwdgungen zu den einzelnen Spruchpunkten zu Spruchteil A) wiedergegeben. Die Revision ist gemald Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stiitzen. Die maf3gebliche Rechtsprechung wurde bei
den Erwagungen zu den einzelnen Spruchpunkten zu Spruchteil A) wiedergegeben.

Da der Verwaltungsgerichtshof in seinem eingangs angefihrten Erkenntnis Ra 2017/08/0081 vom 07.09.2017 nicht auf
die weiteren Revisionsvorbringen ergangene ist, liegt kein Hinweis auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden
Rechtsfrage vor.

Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angefiuhrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren
Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich meist véllig

gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverandert tUbertragbar.
Es ist somit spruchgemal zu entscheiden.
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